
Am Ende wird es sogar richtig fei-
erlich im Raum Berlin der Parla-
mentarischen Gesellschaft direkt

neben dem Reichstag. Dreimal kamen
Union und SPD hier in den vergangenen
zwei Wochen zusammen, um auszuloten,
ob es für eine gemeinsame Regierung rei-
chen könnte. Jetzt liegt die Entscheidung
in der Luft. 

Angela Merkel blickt den SPD-Partei-
chef fragend an: „Wollen Sie etwas sa-
gen?“ Doch Sigmar Gabriel deutet auf die
Kanzlerin. Also spricht Merkel. „Ich habe
den Rückhalt meiner Delegation für das,
was wir besprochen haben“, sagt sie. Und
Gabriel antwortet: „Den habe ich auch.“
Es ist kurz vor 15 Uhr am vergangenen

Donnerstag, als die Große Koalition Ge-

stalt annimmt. Zum dritten Mal in der
Geschichte der Republik schicken sich
Union und SPD an, gemeinsam eine Re-
gierung zu bilden. Schon an diesem Mitt-
woch sollen die Gespräche starten. Die
Kanzlerin hat es eilig, spätestens an Weih-
nachten soll ihre neue Regierung stehen.
„Weihnachten kommt schneller, als man
denkt“, sagte sie am Freitagvormittag in
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CDU-Vorsitzende Merkel

R E G I E R U N G

Kleines Karo, großer Wurf 
Als Chefin einer Großen Koalition hat Kanzlerin Angela Merkel 

so viel Macht wie nie zuvor. Doch was fängt sie damit an? In Deutschland wenig.
Aber für Europa hat sie einen neuen Bauplan. 



einer Schaltkonferenz mit dem CDU-Vor-
stand.
Merkel verfügt zu Beginn ihrer dritten

Kanzlerschaft in Deutschland und Europa
über eine Machtfülle wie kein Kanzler
vor ihr. Seit der ersten Großen Koalition
vor einem halben Jahrhundert stand nie
mehr eine so satte Mehrheit im Bundes-
tag hinter einer Regierung. In Europa ist
Deutschland in der Krise zur unbestritte-
nen Führungsmacht geworden. 
Gerade die Große Koalition beschert

Merkel nun die Mehrheiten, die sie nut-
zen könnte, um Deutschland und Europa
nachhaltig zu prägen und die ganz großen
Fragen anzugehen: von den Reformen in
Deutschland über eine Neuordnung des
Föderalismus bis zur Reform der EU-In-
stitutionen. 
In der eigenen Partei ist Merkel – an-

ders als SPD-Chef Gabriel – seit ihrem
Wahltriumph unangefochten. Von den
Vorwürfen ihrer Kritiker ist wenig geblie-
ben. Außer dem einen: dass sie eine Kanz-
lerin ohne Agenda ist, ohne Plan, ohne
Vision. Dass ihr Regieren in Wahrheit ein
Reagieren ist. Dass sie nicht weiß, wohin
sie will mit ihrer Regierung und mit die-
sem Land. 
Bisher hat Merkel Regieren vor allem

als Reparaturbetrieb verstanden. Die
 großen Themen ihrer ersten beiden Le-
gislaturen – Finanzkrise und Euro-Ret-
tung – kamen dem entgegen. Wird sich
das jetzt, da sie Macht und Mittel dazu
hat, ändern? Was Deutschland betrifft:
kaum. Da bleibt es beim kleinen Karo.
In den Schubladen der Ministerien 
sucht man vergebens nach den Blaupau-
sen für große Reformen. Die Große
 Koalition wird vor allem die Ausgaben
erhöhen, um wenigstens einen Teil ihrer
Wahlversprechen Wahrheit werden zu
lassen. 
Für Europa schmiedet man im Kanz-

leramt dagegen für Merkels Verhältnisse
schon fast visionäre Pläne. Die würden,
sollte Merkel sich durchsetzen, die Euro-
päische Union von Grund auf verändern.
Das Ziel ist eine weitreichende ge -
meinschaftliche Kontrolle über die natio-
nalen Haushalte, über das Schulden -
machen in den 28 EU-Hauptstädten 
und die Pläne der nationalen Regierun-
gen für mehr Wettbewerbsfähigkeit und
Sozialstaats reformen. So soll der Euro
auf Dauer stabil, sollen die Mitgliedstaa-
ten auf einen gemeinsamen Wirtschafts-
und Finanzkurs gebracht werden. Das
wäre die oft beschworene politische Voll-
endung der Währungsunion – ein großer
Wurf. 
Das Ziel ist nicht neu, neu sind aber

die Daumenschrauben, die Brüssel in Zu-
kunft anlegen darf, wenn es nach Merkel
geht: frühere und schärfere Kontroll- 
und Einspruchsrechte, vertraglich binden-
de Absprachen und Auflagen. Kurz: 
Ein echter Umbau der Euro-Zone, ein

großer Schritt in Richtung „Wirtschafts-
regierung“ – so wie auch die SPD sie
gern hätte.
Hintergrund der europäischen Visio-

nen ist die glänzende wirtschaftliche Lage
in Deutschland: Berlin braucht eine schär-
fere Haushaltskontrolle derzeit nicht zu
fürchten. Die Arbeitslosigkeit bewegt sich
am Rand der Vollbeschäftigung, die Fi-
nanzlage hat sich, zumindest beim Bund,
entspannt. Ach was, es herrscht Über-
fluss! Die neue Koalition kann aus dem
Vollen schöpfen. 
Und das wollen die Neukoalitionäre

auch tun. Als Erstes werden sie damit be-
ginnen, Wohltaten zu verteilen und Geld
auszugeben. Dank der guten Konjunktur
werden dafür noch nicht einmal höhere
Steuern nötig sein. Bislang hat Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble in seiner mit-
telfristigen Finanzplanung ab dem über-
nächsten Jahr zunehmende Überschüsse
im Bundeshaushalt eingeplant: Für 2015
erwartet er ein Plus von 200 Millionen
Euro, für 2016 eines von 5,2 Milliarden

Euro, für 2017 schließlich eines von 9,6
Milliarden Euro. 
Insgesamt stünden in den kommenden

Jahren also ziemlich genau 15 Milliarden
Euro zusätzlich zur Verfügung. Deshalb
sehen Merkel und Schäuble Spielraum,
die Wünsche von Union und Sozialdemo-
kraten nach mehr Investitionen für Infra-
struktur und Bildung auch ohne höhere
Steuern zu erfüllen. Allein für die Infra-
struktur ist von einem Fonds in Höhe von
elf Milliarden Euro die Rede. 
Vor der Wahl hatten Merkel und

Schäuble angekündigt, die Überschüsse
zu nutzen, um alte Schulden zurückzu-
zahlen. Dazu wird es nun nicht kommen.
Dennoch plagt die Unionsvertreter kein
schlechtes Gewissen. Die Vorgaben der
Schuldenbremse würden weiterhin über-
troffen, trösten sie sich über ihre Spen-
dierfreude hinweg. 
Aber auch die Neuordnung der Finanz-

beziehungen zwischen Bund und Län-
dern, die in dieser Legislatur ansteht,
dürfte teuer werden – für den Bund. Viele
Länder müssten Milliardensummen in
 ihren Haushalten einsparen, damit sie ab
2020 ohne neue Schulden auskommen.
Das sei ohne zusätzliche Hilfen des Bun-
des nicht zu stemmen, klagen viele Pro-
vinzfürsten. Sie sind wild entschlossen,
ihre Zustimmung für einen neuen Finanz-
ausgleich von Überweisungen aus Berlin
abhängig zu machen. 
Schon lange davor dürfte die Blockade -

macht der Länder im Bundesrat für die
neue Regierung kostspielig werden.
Kanzlerin Merkel sieht mit Sorge, wie
sich die Sondierung zur Bildung einer
Bundesregierung zum zähen Gefeilsche
um Geld zwischen Bund und Ländern
entwickelt. „Hier haben nicht 16 Land-
tagswahlen stattgefunden, sondern eine
Bundestagswahl“, schimpfte sie kürzlich
vor der Unionsfraktion.
Schon der Vorschlag der Unionisten,

Milliarden für Infrastruktur und Bildung
zur Verfügung zu stellen, soll nicht zuletzt
dazu dienen, die Ländervertreter in den
Koalitionsverhandlungen ruhigzustellen
– allen voran Nordrhein-Westfalens Mi-
nisterpräsidentin Hannelore Kraft. Denn
wenn der Bund Ausgaben im Bildungs-
sektor übernimmt, bekommen sie neuen
Spielraum in ihren Etats. Nicht wenige
in der Union vermuten, dass Kraft unter
diesem Stichwort „Mehr Geld für Bil-
dung“ ein Saugrohr in den Bundeshaus-
halt legen will, um ihren maroden Lan-
deshaushalt zu sanieren. „Wir müssen die
Finanzausstattung von Bund und Län-
dern so regeln, dass beide ihre vom
Grundgesetz vorgegebenen Verpflich -
tungen erfüllen können“, fordert Thürin-
gens Ministerpräsidentin Christine Lie-
berknecht. 
Beim zweiten Sondierungsgespräch mit

der SPD sprachen die Unterhändler am
vergangenen Montag lange darüber, wie
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Der Springteufel
Bei den Koalitionsverhandlungen testet Horst Seehofer seine neue Macht aus. 

Horst Seehofer ist zufrieden.
Sehr zufrieden sogar. „Das
sind Schachzüge, die nicht je-

der durchschaut“, sagt er und lacht
breit. Es ist Donnerstagnachmittag
kurz vor vier. Der CSU-Chef verlässt
die Parlamentarische Gesellschaft in
Berlin. Eben haben sich die Spitzen
von Union und SPD darauf verstän-
digt, in Koalitionsverhandlungen ein-
zutreten. Und Seehofer findet, dass
er selbst an diesem Erfolg großen An-
teil hat. Jetzt spielt er seine Lieblings-
rolle – die des Großstrategen, der klei-
nere Geister in die Genialität seiner
Spielzüge einweiht. 
Schließlich war er es, der kurz vor

dem Treffen in einem Zeitungsinter-
view das entscheidende Signal an die
SPD gesandt hatte. Er könne sich
 unter bestimmten Umständen einen
Mindestlohn von 8,50 Euro vorstellen,
sagte Seehofer. Für SPD-Chef Sigmar
Gabriel war es das lange ersehnte
Kompromisszeichen, mit dem er sei-
ner Partei die ungeliebte Koalition
schmackhaft machen kann.
Dass die Kanzlerin kurz zuvor vor

Gewerkschaftern einen zu hohen Min-
destlohn als Gefahr für Arbeitsplätze
gebrandmarkt hatte, bekümmerte
Seehofer kein bisschen. Er stellte die
Trophäe trotzdem ins Schaufenster. 
Seehofer nennt es einen Schachzug,

im Kanzleramt sehen sie darin eher
einen neuen Beweis für das uner-
schöpfliche Chaotisierungspotential
des Bayern. „Seit wann stimmt See-
hofer sich mit uns ab?“, heißt es in
Merkels Umfeld resigniert. Nach den
ersten beiden Wochen im Koalitions-
poker spürt die Kanzlerin, wie un -
angenehm Seehofers Alleingänge für
sie noch werden könnten. 
Der bayerische Springteufel ist nach

den Wahlerfolgen der CSU auf dem
Zenit seiner Macht, und die anstehen-
den Verhandlungen werden nicht
 zuletzt wegen der Sonderwünsche
der CSU nicht ganz einfach: Mütter -
rente, Ausländermaut, Länderfinanz-
ausgleich – überall ist Streit program-
miert.
Zumal Seehofer beim Mindestlohn

nicht zum ersten Mal auf eigene Rech-
nung handelt. So plauderte der CSU-
Chef vor zwei Wochen ein geplantes

Treffen mit Gabriel und Merkel aus.
Die Kanzlerin und der SPD-Chef woll-
ten es eigentlich unter der Decke hal-
ten, auch um die Grünen nicht unnö-
tig zu ärgern. Sie ließen dementieren.
Doch Seehofer legte nach. Jedem soll-
te klarwerden, dass die Sondierungen
mit den Grünen nichts daran ändern,
dass er eine Regierung mit der SPD
anstrebt. „Wenn ich sage, es gibt ein
Gespräch, dann gibt es ein Gespräch.“

Beim ersten Treffen mit den Grünen
fiel Seehofer als Flegel auf. Während
Merkel die Unterhändler der Ökopar-
tei freundlich begrüßte, schob See -
hofer seinen Stuhl demonstrativ vom
Tisch weg, lehnte sich zurück und ver-
schränkte die Hände hinter dem Kopf.
Merkel wollte die Grünen als Rück-

versicherung halten, falls die Gesprä-
che mit der SPD schiefgehen. Seeho-
fer war das egal. Er hätte gern auf das
Treffen verzichtet, nun ging er, so
schien es, körperlich auf Distanz. 
Als die Grünen ihre Themenliste

abarbeiteten, stand er auf und spazier-
te zum Buffet. Die Wurstsemmel in-
teressierte ihn mehr als der Vortrag
über die ökologische Erneuerung. 
Anton Hofreiter ging er später per-

sönlich an. Als der neue Fraktionschef
die Probleme der Energiewende in
Bayern ansprach, maßregelte Seeho-

fer den Grünen. „Ich nehme Sie gern
mit auf eine Reise durch Bayern und
zeige Ihnen, wo Photovoltaik funktio-
niert“, rief er über den Tisch. Die Ein-
ladung war eine Frechheit, denn Hof-
reiter kommt aus Oberbayern. Das
wusste auch Seehofer. 
Der CSU-Chef nutzt die Verhand-

lungen aber auch dazu, dem eigenen
Personal Noten zu erteilen. Peter
Ramsauer bekam das am vergange-
nen Montag zu spüren. Der Bundes-
verkehrsminister kämpft in diesen Ta-
gen um seinen künftigen Platz am Ka-
binettstisch. Auftragsgemäß beklagte
er marode Straßen und brüchige Brü-
cken. Dann erlaubte er sich aber auch
den zarten Hinweis, dass neue Mil -
liarden oft gar nicht verbaut werden
können, wegen zäher Planungsverfah-
ren und ausgebuchter Baufirmen. 
Seehofer glaubte nicht richtig zu

hören. Seine Forderung nach einer
Maut für Ausländer hatte sich im
Wahlkampf als der Renner erwiesen.
Und jetzt tut der eigene Verkehrs -
minister so, als brauchte die Regie-
rung gar kein Geld? 
„Hat sich an unserer Haltung zur

Maut etwas geändert?“, fragte See -
hofer. Er wurde laut. Die Kanzlerin
schaute irritiert, CSU-Superministerin
Ilse Aigner versuchte zu schlichten.
„Aus Peters Äußerungen, dass man
das Geld nicht so schnell verbauen
kann, kann man nicht schließen, dass
die CSU die Maut nicht mehr will.“ 
Am Tag darauf traf es Bundesinnen-

minister Hans-Peter Friedrich. Eigent-
lich hatten sich Seehofer und Merkel
verständigt, beim Gespräch mit den
Grünen einen milden Ton in der Aus-
länderpolitik anzustimmen. Dumm
nur, dass Friedrich diesen Schachzug
noch nicht mitbekommen hatte und
ungerührt die altbekannten Bedenken
gegen die doppelte Staatsbürgerschaft
von türkischen Migranten referierte. 
„Um Missverständnisse zu vermei-

den: Ich habe hier meine Gesprächs-
bereitschaft namens der gesamten
CSU mitgeteilt“, sagte Seehofer in die
Runde. 
Am Mittwoch starten die Koali -

tionsverhandlungen ganz offiziell. In
Berlin fürchten sie schon den Eröff-
nungszug Seehofers. PETER MÜLLER
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CSU-Chef Seehofer
Auf eigene Rechnung



man eine Dauererpressung des Bundes
durch die Länder verhindern kann. Es
gelte, eine „Zweite Regierung“ durch den
Bundesrat zu verhindern. Voraussichtlich
wird man dafür tief in die Tasche greifen.
Erwogen wird ein Deal: Die Länder krie-
gen im Koalitionsvertrag deutlich mehr
Geld zugesagt, dafür stellen sie für vier
Jahre ihre Bettelei ein. 
Dem Geldmangel der Länder ist es zu-

zuschreiben, dass es zu einem größeren
Umbau der Finanzierung von Verkehrs-
projekten kommen könnte. Auch das
Lieblingsprojekt der CSU, die Pkw-Maut,
hat dabei durchaus Chancen – sie bringt
ja neue Einnahmen. 
Bei den Sondierungen legte CSU-Chef

Horst Seehofer einen Plan vor, wie die
Maut Wirklichkeit werden könnte. Da-
nach sollen Autofahrer künftig eine „In-
frastrukturabgabe“ zahlen. Deutsche sol-
len die mit der Kfz-Steuer verrechnen
können, so dass am Ende nur Ausländer
belastet werden. Europarechtlich sei das
machbar, so das Fazit des Papiers, das
Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer
erarbeitet hat. 
Die Verhandlungen neigten sich bereits

dem Ende zu, als das Thema Finanzen
auf der Tagesordnung stand. Merkel er-
teilte Schäuble das Wort. Es ging um Zah-
len, der Kassenwart sollte darstellen, wie
groß der Spielraum sei. Am Ende war es
nur ein kleiner Satz, mit dem Schäuble
noch größere Begehrlichkeiten der Sozial -
demokraten abwehrte: „Es reicht nicht
für alles“, warnte er. 
Dann meldete sich Peer Steinbrück zu

Wort. „Eins muss man da mal sagen“,
warf der ehemalige Kanzlerkandidat ein,
„da hat der Finanzminister recht.“ Seinen
SPD-Kollegen gefroren die Gesichtszüge.
In der Nachbesprechung der SPD krachte
es danach ordentlich, Steinbrück wurde
zur Rede gestellt. 
Ernsthaften Widerstand gegen ihre

Ausgabenpolitik muss die Koalition nicht
fürchten. Nicht einmal von der Opposi -
tion. Denn mit dem Ausscheiden der 
FDP ist die Stimme der haushaltspoli -
tischen Mäßigung aus dem Bundestag
 verschwunden. Schwache Gegenwehr
kommt nur noch vom Wirtschaftsflügel
der Union. Die Chefs der Mittelstands-
und Wirtschaftsvereinigung der Union
(MIT), des Wirtschaftsrats der CDU und
des Parlamentskreises Mittelstand in der
Unionsfraktion wollen am kommenden
Donnerstag ein Zeichen gegen die neue
Sozialherrlichkeit setzen. „Es ist nicht
gut, auf die Konjunktur als neue Finan-
zierungsmethode für soziale Verheißun-
gen zu setzen“, warnt MIT-Chef Carsten
Linnemann. Gemeinsam mit Kurt Lauk
und Christian von Stetten zieht er in
 einem Zehnpunktepapier auch gegen
 einen „politischen Mindestlohn“ zu Felde
(siehe Seite 74). „Ein einheitlicher flä-
chendeckender Mindestlohn würde die
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weitere Arbeitsmarktentwicklung, neues
Wachstum und sprudelnde Steuereinnah-
men deutlich bremsen“, heißt es in einem
Entwurf für das Papier.
Horst Seehofer soll also seine Maut be-

kommen, die Länder sollen durch Geld-
geschenke bei Laune gehalten werden
und die Sozialkassen Wohltaten verteilen
– nach dem großen Wurf von Merkels
zweiter schwarz-roter Koalition klingt das
nicht. Es klingt nach Weiter-so, nach
Durchwursteln und Kleinklein. Nichts
Neues unter der Sonne also? Doch. Denn
ausgerechnet in der Europapolitik steuert
Merkel jetzt auf eine strategische Ent-
scheidung zu – mit mehr Mut zum politi-
schen Risiko als üblich. 
Schäuble, der letzte deutsche Herzens-

Europäer, darf sich freuen. Seine alte und
neue Kanzlerin will handfeste Änderun-
gen an den EU-Verträgen: mehr Macht
für Brüssel, sogar mehr Macht für die
gründlich in Verruf geratene EU-Kom-
mission. „Es geht leider nicht anders“,
heißt es im Regierungslager. 
Am Donnerstag nach der letzten Son-

dierungsrunde mit der SPD weihte Mer-
kel EU-Ratspräsident Herman Van Rom-
puy ein, bei einem Vier-Augen-Gespräch
im Kanzleramt. Der Vorstoß kommt,
 typisch Brüssel, durch die Hintertür. Im
Finanzministerium werden bereits Pa -
piere zusammengetragen, wie das „Pro-
tokoll 14“ des EU-Vertrags aufzuladen
wäre. Bislang stehen darin einige Allge-
meinplätze zur Zusammenarbeit in der
Euro-Zone und zu ihrer Steuerung. Doch
nun sollen nach dem Willen Berlins
handfeste Befugnisse für die EU-Kom-
mission hinzukommen: Zuckerbrot und
Peitsche. 
So könnte die Kommission das Recht

bekommen, mit jedem Euro-Staat eine Art
Vertrag für mehr Wettbewerbsfähigkeit,
Investitionen und Haushaltsdisziplin ab-
zuschließen. Solche „contractual arrange-
ments“ wären gespickt mit Zahlen und
Fristen, also jederzeit überprüfbar, viel-
leicht sogar einklagbar. Als Gegenleistung
öffnet sich für die Staaten eine schon seit
längerem diskutierte neue Brüsseler Scha-
tulle, ein Extrabudget für die Euro-Zone
mit zweistelligen Milliardensummen für
folgsame Mitgliedstaaten. 
Ebenso könnte über das „Protokoll 14“

der hauptamtliche Chef der Euro-Gruppe
installiert werden. Bislang macht den
 einflussreichen Job einer der amtieren-
den Finanzminister, derzeit der Nieder-
länder Jeroen Dijsselbloem. Von einem
solchen „Euro-Finanzminister“ träumen
überzeugte Europäer wie Schäuble seit
langem. 
Wenn Kanzlerin Merkel auf eine Än-

derung der EU-Verträge an dieser zen-
tralen Stelle setzt, ist es ein bemerkens-
werter Schwenk. Allein: Der neue Kurs
ist riskant, die Zahl der Gegner groß –
und das Ende offen. Eigentlich alles so

gar nicht nach dem Geschmack der Kanz-
lerin, wie man sie kennt. Aber Merkel
hat ihren wichtigsten Europa-Strategen
schon in Marsch gesetzt: Der zuständige
Abteilungsleiter im Kanzleramt, Nikolaus
Meyer-Landrut, skizzierte bei einem
Brüsseler Treffen Anfang Oktober bereits
die deutschen Pläne. Auf viel Gegenliebe
stieß er nicht. 
Denn in fast allen Euro-Staaten haben

die Gegner der Gemeinschaftswährung
massiv Aufwind. Jede Änderung der
Kräfteverhältnisse in Europa, jede Auf-
wertung der EU-Kommission vergrößert
die innenpolitische Angriffsfläche der Re-
gierungen. Mehr Macht für „Brüssel“?
Bloß nicht. 
Selbst im Europaparlament mehren

sich die Zweifel – wenn auch aus ganz
anderem Grund. Bei Linken wie Konser-
vativen wird befürchtet, dass, wer die Tür
zu einer Vertragsänderung öffnet, sie „so
schnell nicht wieder zukriegt“, wie ein
Spitzen-Christdemokrat sagt. Vor allem
die britische Regierung, getrieben von
der radikal antieuropäischen Partei UKIP,
könnte die Gelegenheit nutzen, etliche
Zuständigkeiten aus dem gemeinschaft-
lich organisierten Brüssel zurück an die

heimische Themse zu holen – und so die
Europäische Union gleichsam zu renatio-
nalisieren. 
Merkel, so sieht es aus, will es trotzdem

wissen. Und einen Zeitplan hat sie auch
schon. Zunächst will sie die Europawahl
im Mai 2014 abwarten. Dann kommt die
Kür des neuen Chefs der EU-Kommission,
vor allem der Abschied vom gegenwärti-
gen Amtsinhaber, José Manuel Barroso.
Den hatte Merkel einst ins Amt gehoben
und 2009 eine zweite Amtszeit verschafft.
Heute hat sie eigentlich nur noch bösen
Spott für ihn, kaum verhohlen. 
Und wenn die neue EU-Kommission

im Amt ist, soll sich das politische Fenster
für Merkels  Europavision öffnen. Dass sie
aus einer klaren Minderheitsposition ins
Rennen geht, scheint sie nicht zu stören.
Das kennt sie ganz gut aus den ersten Ta-
gen der Euro-Schuldenkrise, als sie den
Internationalen Währungsfonds als maß-
gebliche Instanz bei den Hilfspaketen
 dabeihaben wollte – und fast alle anderen
Euro-Staaten dagegen waren. Damals
 sagte sie im kleinen Kreis: „Ich stehe
ziemlich allein da. Aber das ist mir egal.
Ich habe recht.“ NIKOLAUS BLOME, 

CHRISTIANE HOFFMANN, PETER MÜLLER,
 CHRISTIAN REIERMANN, GORDON REPINSKI,
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Die Kanzlerin will 
handfeste Änderungen an

den EU-Verträgen: 
mehr Macht für Brüssel. 


